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Politisierte Streiks: Zur Dynamik und Deutung von Arbeitskämpfen in Großbri-
tannien 

Abstract: In Großbritannien werden Streiks wieder zum Gegenstand politischer Diskussionen – und 

zwar, ohne dass sich ihre Frequenz nachhaltig erhöht hat. Warum ist das so? Und inwiefern haben 

gewerkschaftliche Strategien zu dieser Wahrnehmungsverschiebung beigetragen? Dies sind die Leit-
fragen des vorliegenden Aufsatzes. Der Autor arbeitet eine Veränderung in der politischen Aufladung 
von Streiks heraus: Wurden Ausstände in der New Labour-Ära tendenziell von außen politisiert, ver-
schiebt sich dies in der Konjunktur der Krise. Nun sind die Streikakteure selbst diejenigen, welche die 
Politisierung von Streiks vorantreiben. Die Gründe dafür sind einerseits die von Seiten der Regierung 

Cameron verfolgte Kürzungspolitik – die den öffentlichen Sektor ins Zentrum der Auseinandersetzun-
gen mit der parlamentarischen und der außerparlamentarischen Opposition rückt – und andererseits 
der Schlingerkurs der Labour Party unter Ed Milibands Führung. In dieser Konstellation zeigt sich auf 
Seiten der britischen Gewerkschaften ein vorsichtiges Bemühen, eine eigenständige politische Stim-
me zu finden. 

1 Einleitung 

Zur politischen Mythologie Großbritanniens gehört ein Satz, den unter anderem Mar-
garet Thatcher geprägt hat. Er besagt, dass die Gewerkschaften zum Mittel des 
Streiks griffen, „um das Land zu erpressen“.2 Entsprechend organisierten Thatcher 
und ihre politischen Vertrauten in den 1980er Jahren einen umfassenden Angriff auf 
die organisierte Arbeiterklasse, welcher mit Verweis auf den angebliche Schaden 
begründet wurde, den die Gewerkschaften im Land anrichteten.3 Die Regierung eng-
te den kollektiven Handlungsspielraum von Beschäftigten erheblich ein – beispiels-
weise durch gegen Arbeitsniederlegungen gerichtete polizeiliche Maßnahmen, Be-
schränkungen im Streikrecht und Arbeitsplatzabbau im öffentlichen Sektor. Die Ar-
beiterschaft wurde dauerhaft geschwächt – was sich daran zeigt, dass der gewerk-
schaftliche Organisierungsgrad und die verlorenen Streiktage seit den 1980er Jahren 
erheblich gesunken sind. 

Nichtsdestotrotz wird der Mythos von den erpresserischen Gewerkschaften der-
zeit wiederbelebt. Angesichts einiger größerer Ausstände im Land ist eine öffentliche 
Debatte um den Störfaktor Streik entstanden, im Rahmen derer die Regierung 
Cameron eine weitere Einschränkung des Streikrechts auf den Weg gebracht hat 
(vgl. Darlington/Dobson 2015). Blickt man auf die entsprechenden Daten, stellt man 
jedoch fest, dass sich in puncto Streikhäufigkeit und -intensität nicht viel geändert 
hat. Die Zahl der verlorenen Streiktage erhöhte sich im Jahr 2011 kurzzeitig, als es 
zu einer Streikwelle im öffentlichen Dienst kam – war aber weit davon entfernt, sich 
dem Niveau der Streikaktivitäten in den 1980er Jahren anzunähern. Danach senkte 
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sie sich wieder. Gleichzeitig fällt der gewerkschaftliche Organisierungsgrad seit nur 
mehr dreißig Jahren und es gibt keine Anzeichen für eine Trendwende. Auch die 
Zahl der Arbeitsniederlegungen ist stark gesunken und dümpelt auf recht niedrigem 
Niveau vor sich hin. Einzig hinsichtlich der Zahl der an Ausständen beteiligten Be-
schäftigten hat sich eine Veränderung ergeben: Es gibt wieder Streiks mit massen-
hafter Beteiligung, auch wenn diese zumeist sehr kurz ausfallen.4 

Statt mit bloßen Zahlen zu argumentieren, kann man aber auch nach der Qualität 
von Streiks fragen, also nach ihrer Dynamik und Deutung. Wieso werden Streiks 
wieder zum politischen Diskussionsgegenstand – und zwar, ohne dass sich ihre Fre-
quenz nachhaltig erhöht hat? Und inwiefern haben gewerkschaftliche Strategien zu 
dieser Wahrnehmungsverschiebung beigetragen? Dies sind die Leitfragen meines 
Textes. 

Um ihnen nachzugehen, skizziere ich im ersten Abschnitt einen Analyserahmen. 
Ausgangspunkt ist die Annahme, dass das Streiken per definitionem eine ökonomi-
sche Aktivität ist, da sie immer auf den Arbeitsprozess zielt. Im Gegensatz dazu ist 
eine politische Dimension des Streikens nicht notwendig gegeben und somit erklä-
rungsbedürftig. Um die Mechanismen politischer Aufladung zu bestimmen, ziehe ich 
den Begriff der ‚Politisierung‘ heran. Dabei unterscheide ich zwischen Prozessen der 
externen und der internen Politisierung: solchen, bei denen Streiks durch Eingriffe 
von Außenstehenden eine politische Bedeutung verliehen bekommen sowie solchen, 
bei denen das Verleihen einer Bedeutung von den Streikenden selbst ausgeht. 

Im zweiten Teil beschreibe ich dann knapp die Arbeitsbeziehungen und das 
Streikrecht in Großbritannien, um den Kontext meiner Analyse auszuleuchten. Dabei 
hebe ich auf den fragmentarischen Charakter der Arbeitsbeziehungen, das Fehlen 
einer betrieblichen Repräsentationsebene, das repressiv angelegte Streikrecht sowie 
die komplexen Beziehungen zwischen Gewerkschaften und Labour Party ab. All die-
se Aspekte wirken sich auf die Dynamik und Deutung von Streiks aus. 

Im dritten und vierten Abschnitt erfolgt die eigentliche Analyse von Streiks in 
Großbritannien. Ich vergleiche die Politisierung von Arbeitskämpfen während der 
Phase des Wirtschaftsbooms unter New Labour mit jener von Arbeitskämpfen in der 
Situation der Krise, die von einer Politik der Austerität geprägt ist. Dabei geht es mir 
um Streiks mit Masseneffekten, also jene Streiks, die größere mediale Aufmerksam-
keit auf sich ziehen und dadurch eine gesamtgesellschaftliche Wirkung erreichen. Im 
Zuge der Analyse arbeite ich eine Verschiebung in der Politisierung von Streiks her-
aus, die sich im Übergang zwischen den beiden Phasen ereignet. 

Im Fazit beschreibe ich dann überblicksartig die Veränderungen der politischen 
Aufladung von Streiks in Großbritannien und stelle einen Erklärungsansatz für diese 
Veränderungen vor. Meines Erachtens ist es zu einer deutlichen Verschiebung im 
politischen Kontext gewerkschaftlicher Aktivitäten gekommen, aber auch zu einer 
Veränderung im politischen Selbstverständnis der Gewerkschaften. Insgesamt er-
kennt man auf ihrer Seite ein Bemühen, eine eigene politische Stimme zu finden. 

                                                           
4 Siehe Abbildungen 1 und 2. 
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2 Analytischer Rahmen 

2.1 Externe und interne Politisierung 

Ausgangspunkt von Überlegungen zur Politik des Streiks ist für gewöhnlich die Un-
terscheidung zwischen ökonomischen und politischen Streiks. Dabei wird das gängi-
ge Rechtsverständnis zu Grunde gelegt, nach der Streikziele und Streikadressaten 
entscheidende Kriterien für eine Einordnung sind. Ökonomische Streiks sind als 
Ausstände bestimmt, die sich auf die Arbeitsbedingungen und Entlohnung beziehen 
bzw. die Arbeitgeberseite ansprechen. Dagegen liegen politische Streiks vor, wenn 
es um politische Zielsetzungen geht und politische Institutionen wie Parlament oder 
Regierung adressiert werden (vgl. Hensche 2004; 2012, S.221). 

Bei genauerem Hinsehen ist die fragliche Unterscheidung nicht geeignet, um die 
politische Dimension von Streiks einzufangen. Sie verdeckt die Tatsache, dass auch 
Arbeitskämpfe mit einer offiziell ökonomischen Zielsetzung in vielen Fällen politisch 
aufgeladen sind. So gibt es Streiks ohne politische Zielsetzungen und ohne politi-
schen Adressaten, die Abläufe im Betrieb, der Wirtschaftsordnung insgesamt oder 
des Alltagslebens so empfindlich stören, dass Interventionen von der politischen 
Bühne aus vorprogrammiert sind. Dies wird beispielsweise anhand der jüngsten 
Streiks in der öffentlichen Daseinsvorsorge in Deutschland deutlich. Zudem existie-
ren Streiks, die sich trotz ökonomischer Ausrichtung im obigen Sinne erheblich auf 
die politische Bühne auswirken. Ein Beispiel ist der Bergarbeiterstreik in Großbritan-
nien im Jahr 1974, der zum Sturz der Regierung Heath führte. Darüber hinaus kön-
nen sich Zielsetzungen zunächst ökonomischer Streiks in eine politische Richtung 
verschieben. Auch in diesem Fall kann ein Bergarbeiterstreik in Großbritannien als 
Beispiel dienen, nämlich der große Streik von 1984/85, der als Abwehrstreik gegen 
die von der Regierung angedrohte Schließung von Bergwerken begann und sich bald 
aufgrund der Heftigkeit des Angriffs von Regierungsseite in eine politische Konfronta-
tion mit der Regierung Thatcher verwandelte. Außerdem ist es möglich, dass es ei-
nen Unterschied zwischen offiziellen und inoffiziellen Zielsetzungen eines Streiks 
gibt. Ein Beispiel dafür ist die unten diskutierte Streikwelle im öffentlichen Sektor 
Großbritanniens im Jahr 2011, die sich offiziell gegen eine Rentenkürzung wandte, 
inoffiziell aber ein Protest gegen die Kürzungspolitik der Koalitionsregierung unter 
David Cameron war. 

Angesichts dessen plädiere ich dafür, die politische Dimension von Streiks an-
ders zu fassen. Grundsätzlich kann Politik als Praxis der Auseinandersetzung be-
stimmt werden, genauer als „kollektiv geführter Streit über die Einrichtung von Ge-
sellschaft“ (Lindner 2006, S. 585). Von einem politischen Streik kann man folglich 
sprechen, wenn ein Streik in den Streit um die Gesellschaft einbezogen ist oder di-
rekt in diesen eingreift. 

Ersteres ist dann der Fall, wenn ein Ausstand zu Reaktionen auf Seiten von poli-
tisch profilierten Akteuren führt, also zum Beispiel politischen EntscheidungsträgerIn-
nen oder politisch wirkmächtigen PublizistInnen. Dies geschieht insbesondere dann, 
wenn der Streik eine gewisse Größe und Wirkungskraft erreicht (Hyman 1989, S. 
177; vgl. Hain 1986, S. 9). Dabei ist es zweitrangig, ob die Streikantworten von politi-
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scher Seite vor, während oder nach dem Streik getätigt wurden und ob die Zielset-
zungen der Streikenden politisch sind oder nicht. Darüber hinaus ist zu beachten, 
dass die fraglichen Reaktionen in vornehmlich ideellen oder materiellen Interventio-
nen bestehen können. Ideelle Interventionen zielen auf die Legitimität von Streiks – 
Beispiele wären Solidaritätserklärungen oder auch öffentliche Statements, welche die 
Berechtigung von Arbeitsniederlegungen anzweifeln. Im Gegensatz dazu zielen ‚ma-
terielle‘ Interventionen auf institutionelle Rahmenbedingungen und praktische Vo-
raussetzungen des Streikens. Hierunter fallen sowohl polizeiliche Repression gegen 
Streikende wie auch Veränderungen im Streikrecht. In beiden Fällen werden Streiks 
von außenstehenden Akteuren politisch aufgeladen, weshalb ich von einem Prozess 
externer Politisierung spreche. 

Zweitens können Streiks politisch sein, indem sie (a) Auswirkungen auf die politi-
schen Auffassungen von Management und Beschäftigten haben oder (b) mit politi-
schen Zielsetzungen verknüpft sind bzw. in ihrem Verlauf mit diesen verknüpft wer-
den. In diesen Fällen wird der Streik von Streikenden politisch aufgeladen; es handelt 
sich somit um einen Prozess der internen Politisierung.  

2.2 Politisierung als Analysegegenstand 

Im vorliegenden Aufsatz möchte ich untersuchen, wie sich die politische Dimension 
von Streiks in Großbritannien entwickelt hat. Dabei vergleiche ich zwei Phasen: 

Zum einen die New Labour-Ära, die 1999 startet, als die Regierung Blair mit der Vor-
lage eines eigenständigen Haushaltsplans eine politische Handschrift zu entwickeln 
beginnt (vgl. Gallas 2015, S. 282f.). Die Phase endet mit dem Run auf die Hypothe-
kenbank ‚Northern Rock‘ im Jahr 2007, welcher den offenen Ausbruch der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise in Großbritannien markiert. 

Zum anderen die Konjunktur der Krise, die 2007 ihren Anfang nimmt und die insofern 
bis heute anhält, insoweit die konjunkturelle Erholung im Vergleich zu anderen gro-
ßen Krisen schwach ist (vgl. Chan 2015) und die Reallöhne fallen (s.u.). 

Vor diesem Hintergrund vergleiche ich im Folgenden Arbeitskämpfe mit Massenwir-
kung, die sich vor und nach Eintreten der Krise zugetragen haben. Hierunter verste-
he ich Auseinandersetzungen, die große mediale Aufmerksamkeit nach sich ziehen. 
Das bemesse ich im vorliegenden Fall anhand folgender Kriterien: Ein Streik hat eine 
Massenwirkung, wenn er das Kernthema von mindestens fünf Artikeln in drei Leit-
medien unterschiedlicher politischer Ausrichtung ist5 – in diesem Fall von BBC News 
(Website), The Guardian und The Telegraph. Darüber hinaus muss jeder Streik min-
destens eines der folgenden drei Kriterien erfüllen: 

• mindestens sechsstellige Zahl an Beteiligten,  

• erhebliche Störung des Alltagslebens, 

• wirtschaftlicher Schaden in zweistelliger Millionenhöhe. 

Auf dieser Grundlage habe ich elf Arbeitskämpfe ausgewählt, die ich im Folgenden 
genauer untersuche: Für den Zeitraum vor der Krise die Streiks bei den Feuerwehr-

                                                           
5 Bei Streikwellen gilt die Anzahl von fünf für jeden einzelnen Ausstand. 
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leuten (2002-2004), bei Gate Gourmet auf dem Flughafen London-Heathrow (2005) 
sowie bei der Post (2003 und 2007); für den Zeitraum nach Eintreten der Krise die 
Auseinandersetzungen bei den Ölraffinerien (2009), bei der Post (2009), bei der 
Londoner U-Bahn (2010, 2014 und 2015) und im öffentlichen Sektor (2011/12 und 
2014). 

 

 

Abbildung 1: Streiks in Großbritannien  
(Quelle: Eigene Darstellung nach Daten des Office for National Statistics, Labour Disputes Annual 

Estimates) 
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Abbildung 2: Gewerkschaftlicher Organisierungsgrad (in Prozent) 
(Quelle: eigene Darstellung nach Daten der OECD) 

3 Arbeitsbeziehungen in Großbritannien 

Um Dynamik und Deutung dieser Streiks nachzuvollziehen, ist es erforderlich, das 
britische System der Arbeitsbeziehungen zu berücksichtigen. Großbritannien war das 
erste Land auf der Welt, welches industrialisiert wurde – und wohl auch das erste, in 
dem ein Prozess des industriellen Niedergangs begann. Bereits während der zweiten 
Welle der Industrialisierung, also im späten 19. Jahrhundert, fiel der damalige ‚Work-
shop of the World‘ gegenüber Deutschland und den Vereinigten Staaten zurück – 
Ländern, in denen die Herausbildung von Industriestrukturen deutlich später begon-
nen hatte (vgl. Hobsbawm 1968, S. 178; Cain/Hopkins 2001, S. 201). Eine nachhalti-
ge Trendwende fand auch in späteren Jahren nicht statt; die britische Industrie befin-
det sich somit in einem sehr lang anhaltenden Prozess des relativen Niedergangs. 

Der Prozess der Entindustrialisierung des Landes hat in den letzten Jahrzehnten 
nicht nur zum Sinken des gewerkschaftlichen Organisierungsgrades beigetragen, 
sondern auch zu einer sektoralen Verschiebung. Die Gewerkschaften im öffentlichen 
Sektor waren in Großbritannien zwar schon in der unmittelbaren Nachkriegszeit deut-
lich stärker organisiert als im Privatsektor – 1948 betrug der Organisierungsgrad 71 
gegenüber 36 Prozent.6 Aber der Abstand zwischen beiden Sektoren stieg noch wei-
ter an – bei gleichzeitigem Sinken beider Werte: 2013 standen sich 54 und 14 Pro-
zent gegenüber.7 Insofern ist es nicht verwunderlich, dass viele der Arbeitskämpfe 
mit Schlüsselbedeutung in den letzten Jahren im öffentlichen Sektor stattgefunden 
haben. 
                                                           
6 Eigene Berechnung auf Grundlage der Zahlen von Price/Bain (1983, S. 52). 
7 Insgesamt betrug der Organisierungsgrad im Jahr 2013 25 Prozent (im Gegensatz zu 49,8 Prozent in 1981); 6,4 
Mio. Menschen waren Gewerkschaftsmitglieder (BIS 2015). 
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Das britische System der Arbeitsbeziehungen hat vier prägende Kennzeichen8: 

• die fragmentarischen Organisationsstrukturen von Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbänden, 

• das Fehlen einer außergewerkschaftlichen Interessenvertretung auf Betriebs-
ebene (also von Betriebsräten), 

• ein repressives Streikrecht, das hohe Hürden für legale Streiks setzt, 

• die offizielle Verknüpfung vieler Gewerkschaften mit der Labour Party. 

Alle vier Ebenen sind für die Frage der politischen Dimension von Streiks bedeut-
sam: Die Fragmentierung trägt dazu bei, dass Risse durch das Gewerkschaftslager 
gehen, die auch dann zu Tage treten, wenn es um die Berechtigung von Streiks 
geht. Die Abwesenheit von Betriebsräten hat zur Folge, dass Vorstellungen von Mit-
bestimmung und Sozialpartnerschaft keine institutionelle Basis haben und insofern 
eine eher untergeordnete Rolle spielen. Die Gewerkschaften bewegen sich somit 
zwischen den Polen einer kämpferischen Grundhaltung und einer weitgehenden Ein-
gliederung in die betriebswirtschaftliche Logik des Betriebs. Der repressive Charakter 
des Arbeitsrechts macht es schwierig, legal die Arbeit niederzulegen – beispielswei-
se durch das Verbot von Solidaritätsstreiks – weshalb es immer wieder zu wilden 
Streiks kommt. Die Anbindung an die Labour Party bedeutet, dass es zwischen Ge-
werkschaften und Partei ein komplexes Spannungsverhältnis gibt, das sich zwischen 
gegenseitiger Unterstützung und gegenseitigem Unter-Druck-Setzen bewegt. 

4 Streiks vor Eintreten der Krise 

4.1 Repression und Beratungen 

Den Konjunkturdaten zufolge gab es in Großbritannien nach dem Ende der Rezessi-
on 1990/91 eine lange Phase des Wirtschaftswachstums, die erst 2008 abbrach. In 
dieser Phase war überwiegend die Labour Party an der Regierung (1997-2010), die 
immer wieder für sich reklamierte, ein stabiles und störungsfreies Wachstum sicher-
zustellen. Die Ära des Thatcherismus war von direkten Angriffen der Regierung auf 
Gewerkschaften und einem Schulterschluss zwischen Regierung und gewerkschafts-
feindlichen Unternehmen geprägt gewesen. Unter Blair und Brown hingegen kam es 
zur Wiederherstellung von Konsultationsmechanismen sowie zu Verbesserungen 
hinsichtlich der individuellen Rechte von Beschäftigten. Allerdings tastete New La-
bour das in der Ära des Thatcherismus geschaffene, repressive Streikrecht nicht an. 
Darüber hinaus gab es immer wieder Auseinandersetzungen zwischen führenden 
RepräsentantInnen von New Labour und kämpferischen Gewerkschaften über die 
Berechtigung von Streiks. Die offizielle strategische Linie der Parteiführung besagte, 
dass eine zu große Gewerkschaftsnähe die Partei in den Augen vieler BritInnen un-
wählbar machen würde (vgl. Johnson 2012). Zusammengefasst kann man somit von 
einer Konsolidierung der in der Ära des Thatcherismus angestoßenen Veränderun-
gen in den Arbeitsbeziehungen sprechen (Gallas 2015, S. 280ff.). 

                                                           
8 Für eine ausführliche Darstellung siehe Gallas/Nowak 2012, S. 64ff. 
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Im Großen und Ganzen übte sich die Gewerkschaftsseite in Zurückhaltung, wenn 
es um Forderungen ging, die sich frontal gegen die Agenda der Regierung Blair rich-
teten (vgl. McIlroy 2000, S. 24). John Monks, Generalsekretär des Trades Union 
Congress (TUC), stellte in einem Interview im Jahr 1999 (zit. n. ebd., S. 11) fest, 
dass die Unterstützung für die Regierung innerhalb des Gewerkschaftslagers groß 
sei und dass die Veränderungen in Bereichen wie Bildung, Soziales und Gesund-
heitswesen in die richtige Richtung gingen. Nachdem die VertreterInnen von New 
Labour ihre Kontrolle über die politische Bühne gefestigt hatten – also spätestens 
nach der Wiederwahl von Blair im Jahr 2001 – zeigten sich einige Gewerkschaften 
konfliktfreudiger (Pyper 2003, S. 495; Dinan et al. 2006, S. 311). Hierbei handelte es 
sich um eine Reaktion auf die fehlende Bereitschaft New Labours, an einer Ver-
schiebung der Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit zugunsten der Be-
schäftigten mitzuwirken (Pyper 2003, S. 496; Cohen 2006, S. 141f.; McIlroy/Daniels 
2009, S. 150). Allerdings gelang es den Gewerkschaften weder vor noch nach dieser 
Verschiebung nachdrücklich Einfluss auf den Kurs von New Labour zu nehmen (vgl. 
Taylor 2001). 

4.2 2002 bis 2004: Feuerwehrleute 

Der Arbeitskampf der Feuerwehrleute, eine Welle kurzer Streiks in den Jahren 2002 
bis 20049, wird bisweilen als die ‚große‘ Auseinandersetzung der New Labour-Ära 
beschrieben (Dinan et al. 2005, S. 308; Seifert/Sibley 2011, S. 332). Der Disput ent-
zündete sich im Mai 2002 an der Bezahlung der Vollzeitkräfte bei der Feuerwehr und 
stellte entsprechend zunächst einen klassischen, ökonomisch orientierten Arbeits-
kampf dar. Die Fire Brigades Union (FBU) monierte die vergleichsweise geringen 
Lohnzuwächse für Feuerwehrleute in den 1980er und 1990er Jahren, die zuneh-
mende Arbeitsverdichtung sowie die gestiegenen Anforderungen hinsichtlich der 
technischen Qualifikationen, die zur erfolgreichen Ausführung des Jobs erforderlich 
waren. Die Gewerkschaft forderte eine Lohnerhöhung von ca. vierzig Prozent für 
Feuerwehrleute und fünfzig Prozent für Beschäftigte in Feuerwehrzentralen. Die Re-
gierung setzte die Arbeitgeberseite – also die kommunal verankerten Feuerwehrbe-
hörden – unter Druck und wirkte darauf hin, dass diese sich unnachgiebig zeigte. Die 
Gewerkschaft reagierte mit einer Urabstimmung über einen Streik (Pyper 2003, S. 
490f.; Burchill 2004, S. 404, 408ff.; Seifert/Sibley 2011, S. 336ff., 340; vgl. Gilchrist 
2002). Daraufhin intervenierte die Regierung direkt in die Auseinandersetzung und 
beauftragte einen ‚unabhängigen‘ Gutachter mit der Prüfung des Sachverhalts, der in 
einem Zwischenbericht im November eine Lohnerhöhung in zwei Stufen – erst vier, 
dann sieben Prozent – vorschlug, welche er jedoch an eine Reihe von Veränderun-
gen in den Arbeitsbedingungen unter dem Stichwort der ‚Modernisierung‘ knüpfte. 
Dies wurde von der FBU abgelehnt und führte zu einem ersten 48-stündigen Streik, 
auf den wenig später ein zweiter einwöchiger Streik folgte. Zu Beginn des zweiten 
Streiks brachten weitere Verhandlungen ein Übereinkommen zwischen Arbeiterge-
bern und Gewerkschaft, das auf eine Erhöhung von 16 Prozent bei gleichzeitigen 
Modernisierungsmaßnahmen hinauslief. Vizepremier John Prescott weigerte sich 

                                                           
9 Siehe Tabelle 1. 
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allerdings, dieses Übereinkommen abzusegnen, sodass der Streik fortgeführt wurde. 
Ab Dezember intervenierte die Schlichtungsstelle Advisory Conciliation and Arbitrati-
on Service (ACAS) in den Konflikt; zugleich wurde die Endfassung des Gutachtens 
vorgelegt, die keine grundsätzlichen Veränderungen gegenüber dem Zwischenbe-
richt brachte. Die Gewerkschaftsseite reagierte mit Ablehnung des Gutachtens und 
setzte weiterhin auf kurze, befristete Streiks. Währenddessen gingen die Verhand-
lungen unter dem Dach von ACAS weiter (Pyper 2003, S. 490f.; Burchill 2004, S. 
411ff.; Seifert/Sibley 2011, S. 339ff.). Nach einer letzten Arbeitsniederlegung Anfang 
Februar 2003 stoppte die FBU die Ausstände erst einmal. Es folgten sehr langwieri-
ge Verhandlungen und Streikdrohungen. Erst im August 2003 kam es zu einem Ab-
schluss (Seifert/Sibley 2005, S. 212ff.). Dessen Umsetzung wurde wieder zum Ge-
genstand von Auseinandersetzungen, im Zuge derer es zu wilden Streiks kam. 

STREIKS DER FEUERWEHRLEUTE 

12.-14. November 2002  

22.-28. November 2002 

21./22. Januar 2003 

28.-30. Januar 2003 

1./2. Februar 2003 

Anfang November 2003 (wilder Streik) 

Mitte/Ende Mai 2004 (wilder Streik) 

Tabelle 1: Streiks der Feuerwehrleute 
Quelle: Seifert/Sibley 2005 

Im engeren Sinne waren die Streiks der Feuerwehrleute zunächst ökonomische 
Streiks: Gegenstand waren Lohn- und Arbeitsbedingungen; er vollzog sich zwischen 
der FBU und der Arbeitgeberseite. Politisiert wurde der Streik durch das aktive Ein-
schreiten der Regierung. Diese verhinderte eine Einigung, die Mehrausgaben für die 
Löhne bedeutete und als ein Erfolg für die FBU gewertet hätte werden können, setz-
te einen Gutachter ein und sprach den Forderungen der Feuerwehrleute die Berech-
tigung ab. Hintergedanke war offensichtlich, dass ein erfolgreicher Arbeitskampf Bei-
spielwirkung auf andere Beschäftigte im öffentlichen Dienst haben und somit weitere 
Auseinandersetzungen sowie kostenträchtige Abschlüsse nach sich ziehen könnte. 
Man befürchtete einen Imageschaden – insbesondere da ‚New Labour‘ angetreten 
war, die Gewerkschaften in Schach zu halten, die Staatsausgaben zu begrenzen und 
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den öffentlichen Sektor entlang dieser Vorgaben umzustrukturieren (vgl. Sei-
fert/Sibley 2011, S. 345). Diese Vorgehensweise erzeugte eine Situation der schar-
fen Polarisierung zwischen der Regierung und Teilen der Gewerkschaftsbewegung. 
Im November 2002 forderte Andy Gilchrist (der Chef der FBU) vor einer Versamm-
lung linker Labour-Parlamentsabgeordneten, dass die Partei eine Rückkehr zur „ech-
ten Labour Party“ vollziehen und somit das Projekt ‚New Labour‘ hinter sich lassen 
müsse (zitiert n. Pyper 2003, S. 497). Damit machte er die Auseinandersetzung zu 
einer Kraftprobe um den Kurs der britischen Sozialdemokratie und bekam im Zuge 
dessen Unterstützung von anderen GewerkschaftsführerInnen (vgl. ebd.). Die Ver-
schiebung der Auseinandersetzung auf die politische Bühne wird auch anhand der 
Tatsache deutlich, dass die FBU auf ihrem Gewerkschaftstag im Juni 2004 ent-
schied, die institutionelle Anbindung an die Labour Party zu kappen. Insgesamt ist 
der Arbeitskampf der Feuerwehrleute ein Musterbeispiel für einen Prozess der exter-
nen Politisierung: Die Regierung zog die Auseinandersetzung durch ihre Interventio-
nen in den Streit um die Gesellschaft hinein – was daran deutlich wird, dass sich die 
Gewerkschaft immer deutlicher politisch positionierte. 

4.3 2003 und 2007: Royal Mail 

Bereits 1996 – im Jahr vor Blairs Wahlsieg – hatte es eine Streikwelle bei der Post 
gegeben, die aus acht eintägigen Ausständen bestand und insofern ein Erfolg für die 
Beschäftigten war, dass sie erhebliche Verschlechterungen bei den Arbeitsbedin-
gungen verhindern konnten (Cohen 2006, S. 106f.; Lyddon 2009, S. 325). Auch in 
den folgenden Jahren kam es immer wieder zu kleineren, lokal verankerten wilden 
Streiks (Lyddon 2009, S. 325). Die beiden großen Streikwellen bei der Post in den 
Jahren 2003 und 2007 fanden im Rahmen von zwei getrennten Auseinandersetzun-
gen statt und hatten unterschiedliche Dynamiken. Dennoch weisen sie über die 
Branchengleichheit hinaus zwei wichtige Parallelen auf, die ihre gemeinsame Be-
handlung rechtfertigen: ihre Ursachen liegen in der schlechten Bezahlung der Royal 
Mail-Beschäftigten sowie den Rationalisierungs- und Ökonomisierungsbemühungen, 
denen diese sich seit der Ära Thatcher ausgesetzt sahen und die sich unter ‚New 
Labour‘ fortsetzten (Beale 2003; Cohen 2006, S. 141). 

Im ersten Fall handelte es sich um einen wilden Streik mit ca. 20.000 bis 25.000 
Beteiligten Ende Oktober/Anfang November 2003 – vor allem in London, Oxford und 
dem Südosten, aber auch in Coventry und Wolverhampton in den Midlands sowie in 
Warrington im Nordwesten. Die CWU hatte eine Urabstimmung über Streiks abge-
halten, in der die Mitglieder einen Ausstand abgelehnt hatten (Choules 2003). Nach-
dem einige Beschäftigte in Oxford und London dennoch beschlossen hatten, die Ar-
beit niederzulegen, kündigte das Management an, dass es zu lokalen Umstrukturie-
rungen kommen würde, die einer Abstrafung der dortigen Beschäftigten gleichge-
kommen wäre. Als Reaktion kam es zur Ausdehnung der Arbeitsniederlegungen in 
Form zahlreicher wilder Streiks, in dessen Verlauf 16 Millionen Briefe am Tag liegen 
blieben und 10.000 Briefkästen in London versiegelt wurden. Auf dieser Grundlage 
machte das Management schließlich einen Rückzieher (Smith et al. 2003; Ohne Au-
tor 2006; Cohen 2006, S. 141). 
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Auch dieser Streik hatte im Prinzip ökonomische Zielsetzungen – handelte es 
sich doch um einen defensiven Streik zur Abwehr von Veränderungen in der Arbeits-
organisation. Aber die Tatsache, dass die Beschäftigten im großen Stil im öffentli-
chen Sektor streikten und sich dabei über geltendes Recht hinwegsetzten sowie au-
ßerhalb der offiziellen Gewerkschaftsstrukturen operierten, setzten einen externen 
Politisierungsprozess in Gang. Die Labour-Regierung intervenierte und forderte, dass 
ACAS eingeschaltet werden müsse; Stimmen aus der Opposition forderten gar eine 
Zwangsschlichtung (Doward 2003). 

Bei der Auseinandersetzung im Jahr 2007 handelte es sich hingegen um einen 
offiziellen Arbeitskampf der CWU. Er stand auch im Zusammenhang der Bemühun-
gen des Royal Mail-Managements, Arbeitsprozesse im Rahmen eines ‚Modernisie-
rungsplans‘ umzustrukturieren und somit die Produktivität der Beschäftigten zu erhö-
hen. Am 29. Juni und am 12. Juli wurden zwei landesweite Streiks durchgeführt; an-
schließend kam es zu einer Welle von aufeinander abgestimmten, sich abwechseln-
den Streiks mit unterschiedlichen regionalen Schwerpunkten. Es folgten fünfwöchige 
Verhandlungen, die ergebnislos abgebrochen wurden. Anfang Oktober (05./06. und 
08./09. Oktober) kam es jedoch zu weiteren Ausständen (Lyddon 2009, S. 325); in 
einigen Städten schlossen sich an den zweiten Termin wilde Streiks an. Angesichts 
dessen ergriff Brown, der neue Premierminister, offen Partei in der Auseinanderset-
zung. Er forderte von der CWU, auf eine Einstellung der Streiks hinzuwirken, denen 
er zugleich die Berechtigung absprach. Außerdem rief er die Gewerkschaft auf, ein 
vorhandenes Angebot anzunehmen (Hodgson 2007). Nachdem ein Gericht einer 
einstweiligen Verfügung des Royal Mail-Managements stattgegeben hatte – mit der 
ein weiterer angekündigter Streik aufgrund eines Formfehlers als illegal erklärt wurde 
(Milner 2007) – schlossen die CWU und Royal Mail eine Vereinbarung, die leicht 
verbesserte Lohnerhöhungen aber auch Flexibilisierungsmaßnahmen sowie den 
Ausschluss neuer Beschäftigter aus der Betriebsrente sowie die Anhebung des Ren-
tenalters vorsah (Weaver 2007). Gerade aufgrund von Browns Intervention, die im 
Einklang mit New Labours Politik der Streikabwehr stand, kann der Streik im Jahr 
2007 als Beispiel für einen Ausstand gelten, der extern politisiert wurde. 

4.4 2005: Gate Gourmet 

Gate Gourmet, ursprünglich eine Tochtergesellschaft der Swiss Air und im Bereich 
der Bordverpflegung von Fluglinien tätig, kaufte die Catering-Abteilung von British 
Airways im Jahr 1997, als diese von der Muttergesellschaft abgestoßen wurde. Die 
Übernahme führte zu erheblichem Druck auf die Beschäftigten hinsichtlich der Ar-
beitsorganisation. Angesichts des Aufkommens von Billig-Airlines, hoher Ölpreise 
und der Anschläge am 11. September 2001 in den USA geriet die Bordverpflegungs-
branche in die Krise, wovon auch Gate Gourmet betroffen war: Das Unternehmen 
erzielte ab dem Jahr 2000 keine Profite mehr. Die Catering-Firma wurde 2002 vom 
Beteiligungsunternehmen Texas Pacific Group mit dem Ziel der ‚Sanierung‘ über-
nommen. Wenig später begannen Verhandlungen mit der Transport and General 
Workers‘ Union (TGWU) über Umstrukturierungsmaßnahmen (Arrowsmith 2005; Az-
ad 2005; Pimlot/Housley 2005; Pearson et al. 2010, S. 419ff.). 
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Die eigentliche Auseinandersetzung um Gate Gourmet fand im August 2005 in 
Heathrow statt. Das Management von Gate Gourmet hatte ein ‚Rettungspaket‘ vor-
geschlagen, das die Reduzierung von Zuschlägen für Überstunden, Maßnahmen zur 
Flexibilisierung sowie zur Produktivitätserhöhung vorsah. Die Beschäftigten, in der 
Mehrzahl Frauen mittleren Alters mit südasiatischem Hintergrund, stimmten dem 
‚Paket‘ nicht zu. Für den 12. August war ein Vermittlungsgespräch angesetzt; am 10. 
August setzte die Firma fünfzig SaisonarbeiterInnen ein, von deren Existenz die 
Stammbelegschaft erfuhr, als die Frühschicht von einer Teepause zurückkehrte. Die 
dauerhaft Beschäftigten reagierten mit einer spontanen Arbeitsniederlegung, welche 
dazu führte, dass das Management die Streikenden mit Hilfe eines Ultimatums zur 
Rückkehr zur Arbeit aufforderte und ihnen schließlich mit Hilfe eines Megaphons mit-
teilte, dass sie gefeuert waren. Dies wiederum führte zu einem Solidaritätsstreik von 
Bodenpersonal und Gepäckbediensteten, der über Verwandtschafts-, Freundschafts- 
und Nachbarschaftsnetzwerke organisiert wurde und für 24 Stunden den gesamten 
Flughafen lahmlegte. Über 100.000 Passagiere waren betroffen; der Schaden für 
British Airways betrug etwa 30 bis 40 Mio. Pfund. Letztlich und endlich wurden zwi-
schen der TGWU und Gate Gourmet unter Vermittlung des TUC eine Vereinbarung 
getroffen: Es waren 813 ArbeiterInnen entlassen worden. Von ihnen wurden 272 
wieder eingestellt, während bei 130 die Kündigung bestehen blieb. 411 schieden 
‚freiwillig‘ aus und bekamen eine Abfindung (Arrowsmith 2005; Azad 2005, S. 4412; 
Pimlot/Housley 2005; Hendy/Gall 2006, S. 2; Pearson et al. 2010, S. 424f.). 

Auch im Fall von Gate Gourmet ist ein Prozess der externen Politisierung sicht-
bar, welcher allerdings nicht von der Regierung ausging. Vielmehr nahmen profilierte 
Fürsprecher der britischen Gewerkschaften – unter anderem Tony Woodley, damali-
ger Chef der TGWU (Morgan 2005) und Roy Hattersley (2005), ehemaliger Vizechef 
der Labour Party – den Streik zum Anlass, um sich für die Rücknahme des unter 
Thatcher erlassenen Verbots von Solidaritätsstreiks einzusetzen. Ein entsprechender 
Antrag wurde auf dem Labour-Parteitag im September 2005 mit großer Mehrheit an-
genommen. Der Handels- und Industrieminister Alan Johnson reagierte prompt, in-
dem er unterstrich, dass die Regierung ihre Position hinsichtlich des Streikrechts 
nicht verändern würde (BBC News 2005). 

4.5 Streiks in der New Labour-Ära 

Die Streiks mit Massenwirkung in der New Labour-Ära zeigen ein eindeutiges Mus-
ter: Es handelte sich um Ausstände, die einem externen Politisierungsprozess unter-
lagen. Daraus lässt sich schließen, dass die ‚klassische‘ Arbeitsteilung zwischen La-
bour Party und Gewerkschaften erst einmal Bestand hatte. Nach dieser widmet sich 
erstere vor allem politischen Fragen, während letztere sich vornehmlich mit ‚industri-
ellen‘ (also betrieblichen oder branchenspezifischen) Angelegenheiten befassen. Al-
lerdings trat diese Arbeitsteilung zurück, sobald die Ausstände politisch aufgeladen 
wurden. Nun hatten die Aktivitäten der Gewerkschaften eine unmittelbar politische 
Bedeutung und die Arbeitsteilung stand bisweilen in Frage. Anders gesagt hatte die 
Loyalität der organisierten Arbeiterschaft gegenüber New Labour Grenzen. So löste 
die FBU ihre offizielle Verbindung mit der Labour Party im Anschluss an den Streik 
der Feuerwehrleute. Nach der Wiederwahl Blairs im Jahr 2001 trat erstmals eine 
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Gruppe von Gewerkschaftschefs in Erscheinung, die als ‚awkward squad‘ (‚unange-
nehme Truppe‘) bezeichnet wurde, weil sie für eine kämpferische, sozialistisch ge-
prägte Gewerkschaftsarbeit stand – darunter Gilchrist von der FBU, aber auch Bob 
Crow und Tony Woodley von den Transportarbeitergewerkschaften RMT und TGWU, 
Billy Hayes von der Kommunikationsarbeitergewerkschaft CWU sowie Mark Serwot-
ka von der PCS, eine der Gewerkschaften im öffentlichen Dienst (Pyper 2003, 496; 
Cohen 2006, 141f.; McIlroy/Daniels 2009, S. 150). Wie der Verlauf der Streiks zeigt, 
übten sich manche (aber bei weitem nicht alle) Gewerkschaften in der New Labour-
Ära in politischer Selbstständigkeit. Dies wiederum führte zu Spannungen innerhalb 
der Labour Party, was anhand von Hattersleys Intervention deutlich wird. 

5 Streiks nach Eintreten der Krise 

5.1 Austerität und Protest 

Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise traf Großbritannien empfindlich, da die 
Wirtschaft des Landes in starkem Maße von der City of London abhängt, dem Lon-
doner Finanzsektor. Auftakt war ein ‚Run‘ auf die Immobilienbank Northern Rock im 
September 2007. Es folgte eine umfassende Bankenkrise, im Zuge derer die Regie-
rung Brown etwa die Hälfte des Geschäftsbankensektors verstaatlichte, darunter 
Lloyds, Northern Rock und die Royal Bank of Scotland (vgl. Gallas/Nowak 2012, S. 
70ff.). Das Land fiel in eine tiefe Rezession, die mit dem Abschwung während der 
großen Depression der 1930er Jahre vergleichbar ist. Insgesamt geht die Erholung 
der britischen Wirtschaft sogar langsamer vor sich als in der Zwischenkriegszeit 
(Howe 2014). 

Bereits die Regierung Brown reagierte in ihrer Spätphase auf die durch umfas-
sende Rettungsmaßnahmen im Bankensektor erheblich gestiegene Staatsverschul-
dung, indem sie ein Programm der Ausgabenkürzungen auflegte, das aber aufgrund 
wenig später stattfindender Wahlen nicht mehr umgesetzt werden konnte. Die Koali-
tionsregierung David Camerons, die im Mai 2010 gebildet wurde, beschloss ein Kür-
zungsprogramm, welches eine Größenordnung erreichte, die es seit der Zwischen-
kriegszeit nicht mehr gegeben hatte (Gallas 2010). Die ökonomischen und sozialen 
Auswirkungen von Camerons Politik sind erheblich: Ersten Schätzungen zufolge ist 
die Staatsquote zwischen 2010/11 und 2014/15 von 44,8 auf 40,7 Prozent gefallen 
(IFS 2015), was zum Wegfall von über 600.000 Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor 
geführt hat (Laverty 2015, S. 1). Zwar ist der Wegfall der Jobs im öffentlichen Sektor 
landesweit gesehen durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Privatsektor kom-
pensiert worden, allerdings zeigen sich erhebliche regionale Unterschiede (ebd.). 
Zudem verzeichnet das Land seit Jahren sinkende Reallöhne (Machin 2015) und 
eine Ausdehnung prekärer Arbeitsverhältnisse. Im Fokus der politischen Debatten 
befinden sich die sogenannten ‚Zero-Hours Contracts‘ (Null-Stunden-Verträge), die 
es Unternehmen ermöglichen, Beschäftigte völlig flexibel hinsichtlich ihrer Arbeits-
stundenzahl einzusetzen. Aktuellen Schätzungen zufolge sind ca. 1,4 Millionen Men-
schen in Großbritannien von solchen Verträgen betroffen (vgl. TUC 2015, S. 6). 
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Auf der Ebene der Arbeitsbeziehungen bedeutete die Bildung der Koalitionsre-
gierung insofern eine Rückkehr zur Lage in der Ära Thatcher, dass die Konsultatio-
nen zwischen Gewerkschaften und Regierungsmitgliedern auf ein Minimum be-
schränkt wurden. Auch hinsichtlich der Beziehung zwischen Gewerkschaften und 
Labor Party änderte sich die Lage grundsätzlich. Die neue Parteiführung unter Ed 
Miliband stellte sich nicht entschlossen gegen die Austeritätspolitik der neuen Regie-
rung (vgl. Gallas 2013, S. 29f.). Damit entstand hinsichtlich der Repräsentation von 
Interessen von abhängig Beschäftigten ein Vakuum auf der politischen Bühne, in das 
verschiedene Akteure vorstießen: In Schottland die separatistische Scottish National 
Party (SNP), die von der Regierungsbank in Edinburgh aus die Opposition gegen die 
Kürzungspolitik Camerons anführte; in England in einem beschränkten Maße auch 
die Grünen. Angesichts der Schwäche der Stimmen der Opposition gegen die Kür-
zungspolitik auf der politischen Bühne spielte die außerparlamentarische Opposition 
eine wichtige Rolle – und hier taten sich neben ‚neuen‘ sozialen Bewegungen auch 
die Gewerkschaften hervor, die recht bald Stellung gegen die Regierung Cameron 
bezogen. 

5.2 2009: Ölraffinerien 

Die Medien zollten einer Welle wilder Streiks von Wartungs- und BauarbeiterInnen im 
Januar und Februar 2009 große Aufmerksamkeit, die von einer Raffinerie an der 
Ostküste Englands mit dem Namen Lindsey Oil ausging. Die Beschäftigten vor Ort 
legten die Arbeit nieder, um dagegen zu protestieren, dass der Bau einer Entschwe-
felungsanlage an eine italienische Firma vergeben worden war. Sie kritisierten das 
Vorhaben der Unternehmensleitung, die anfallenden Arbeiten ausschließlich von 
Festangestellten aus Italien und Portugal erledigen zu lassen. Die einheimischen 
ArbeiterInnen sahen dies als Diskriminierung an. Darüber hinaus äußerten sie die 
Befürchtung, dass die Auftragsvergabe zur Untergrabung des Branchentarifvertrags 
führe. Hintergrund war, dass die Regularien der EU-Entsenderichtlinie in britisches 
Recht übersetzt wurden, ohne die Übertragung bestehender Tarifverträge auf die 
entsandten ArbeiterInnen festzuschreiben (Gall 2012, S. 417; Gallas/Nowak 2012, S. 
74ff.; Ince et al. 2015, S. 147). 

Der Streik dauerte etwa eine Woche und wurde von zahlreichen (unter britischem 
Recht als illegal angesehenen) Solidaritätsstreiks in vielen Teilen des Landes beglei-
tet, an denen mehrere tausend ArbeiterInnen teilnahmen. Nach Verhandlungen unter 
Federführung des britischen Schlichtungsdiensts ACAS kam es zu einer Vereinba-
rung, die vorsah, dass die Hälfte der zu schaffenden Jobs ArbeiterInnen aus der Re-
gion zukommen sollte (Chopra 2009; Mouvement Communiste 2009; Hall 2010). Auf 
die erste Welle wilder Streiks folgten zwei weitere, bei denen die Arbeitgeberseite 
ähnlich gelagerte Konzessionen machte (Gall 2012, S. 416). 

Die Medienaufmerksamkeit für den Streik geht auf die Tatsache zurück, dass die 
Streikenden den nationalistischen Slogan ‚British Jobs for British Workers‘ [Britische 
Arbeitsplätze für Britische ArbeiterInnen] verwendeten. Dieser war in den 1970er 
Jahren von der neofaschistischen Partei National Front geprägt worden. Gordon 
Brown griff den Slogan 2007 auf, wodurch die Arbeitsniederlegung auch als direkter 
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Kommentar zur Politik New Labours in der Finanz- und Wirtschaftskrise gesehen 
werden kann. Anthony Ince et al. (2015, S. 149, übers.) halten unter Verweis auf die 
Diskussionen in einem von Beschäftigten frequentierten Internetforum fest: „Manche 
der Streikenden argumentierten, dass sie den Slogan einfach zu Brown zurück-
schleuderten und ihn somit zwangen, ‚alles zurückzunehmen‘. Manche forderten 
Brown auf, ‚sein Versprechen zu halten‘ und ‚das Grundrecht auf Zugang zu Be-
schäftigung im eigenen Land zu verteidigen‘.“ 

In die Debatte mischten sich aber auch eindeutig nationalistische Töne: Einige 
Streikende brachten britische Fahnen zu Versammlungen mit, und auch der Slogan 
‘Put British Workers First!’ [Britische ArbeiterInnen zuerst] war zu hören. Tony Wood-
ley – einer der beiden damaligen Generalsekretäre von Unite – berichtete, dass Mit-
glieder der neofaschistischen British National Party (BNP) sich an der Organisation 
der Arbeitsniederlegung beteiligt hatten. Natürlich ist festzuhalten, dass zahlreiche 
am Streik Beteiligte vor allem den Druck auf ihre Löhne sowie ihren Ausschluss bei 
der Jobvergabe skandalisieren wollten und die BNP klar ablehnten. So brachte auch 
das Streikkomitee keinerlei nationalistische Slogans in Umlauf und lancierte zudem 
eine alternative Parole, nämlich die Forderung nach ‘fair access for local labour’ [fai-
rer Zugang für lokale Arbeitskräfte]. Insgesamt ist aber dennoch festzuhalten, dass 
die Streikenden auch nicht nachdrücklich gegen nationalistische Tendenzen in ihren 
eigenen Reihen vorgingen (Guthrie 2009; Mouvement Communiste 2009). 

Zusammengefasst zeigt der Arbeitskampf das Muster der internen Politisierung. 
In ihm waren von Anfang an ökonomische mit politischen Zielsetzungen verknüpft, 
die als Protest gegen die Regierung Brown und ihre Untätigkeit bei der Regulierung 
von Arbeitsverhältnissen gesehen werden können – und als Antwort auf ihre Unfä-
higkeit, die Beschäftigten vor der tiefen Finanz- und Wirtschaftskrise zu schützen. 
Entsprechend brachten die Streikenden ihre Forderungen auf unmittelbar politische 
Weise vor, und zwar innerhalb eines nationalistischen Framings. Selbstverständlich 
sollte diese Einschätzung nicht als normativ-politische Zustimmung zu den Zielset-
zungen der Streiks gewertet werden: Die nationalistischen Grundtöne verhinderten 
es von vornherein, dass eine Solidarisierung mit den zur selben Zeit in Kontinental-
europa bereits laufenden Protesten gegen die Kürzungspolitik (vgl. Gallas/Nowak 
2012) stattfinden konnte. 

5.3 2009: Royal Mail 

Die politische Dimension des Arbeitskampfes bei der Royal Mail im Jahr 2009 liegt 
weniger offen zutage als im Fall der Ölraffinerien. Offiziell war der Streik ein Aus-
stand, bei dem es um die Zielsetzungen und Bedingungen der ‚Modernisierung‘ der 
britischen Post ging, wie sie in der Vereinbarung von 2007 anvisiert worden war. Be-
reits im Sommer 2009 kam es mehrmals zu lokal begrenzten Arbeitsniederlegungen. 
Nach einem eindeutigen Urabstimmungsergebnis, das am 08. Oktober 2009 verkün-
det worden war, hielt die CWU Ende Oktober vier landesweite, 24-stündige Streiks 
verschiedener Beschäftigtengruppen ab. Nach langwierigen Verhandlungen kam es 
im Frühjahr 2010 zu einer Vereinbarung, die Lohnerhöhungen sowie Arbeitsplatzsi-
cherheit für 75 Prozent der Beschäftigten vorsah, aber auch die Einführung von 
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Technologien, die den Arbeitsprozess rationalisierten und Arbeitsplätze gefährdeten 
(BBC News 2009a; Hall 2009). 

Allerdings trug der politische Kontext des Streiks zu einer Polarisierung bei, vor 
deren Hintergrund sich von Anfang an eine erheblich politische Motivation der Strei-
kenden feststellen lässt. Bereits im Oktober 2008 hatte der Wirtschaftsminister Peter 
Mandelson angekündigt, aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Situation bei der 
Royal Mail eine Teilprivatisierung durchzuführen. Dagegen regte sich erheblicher 
Protest – sowohl von Seiten der CWU als auch von zahlreichen Labour-
Abgeordneten, die sich damit gegen die eigene Regierung stellten. Die Proteste wa-
ren insofern erfolgreich, als Mandelson im Juli 2009 seine Privatisierungspläne fallen 
ließ. 

Die von Mandelson ausgehende politische Polarisierung wird auch daran deut-
lich, dass die Londoner CWU im September 2009 eine Urabstimmung mit beratender 
Funktion abgehalten hatte, in der sich 96 Prozent für eine Aufkündigung der formalen 
Verbindung mit Labour aussprachen (Bond 2009). Entsprechend äußerte ein Reprä-
sentant der CWU London in einem Interview (Cohen 2009): „Wir möchten unsere 
politische Stimme nicht verlieren, aber wir haben das Gefühl, dass wir die Labour 
Party oder New Labour nicht finanzieren sollten. Und das ist von den normalen Post-
arbeiterInnen gekommen. (...) Sprich mit irgendwelchen PostarbeiterInnen darüber, 
was sie von RM [Royal Mail], von der Regierung denken, und sie werden dir eine 
ziemlich klare Ansage machen.“ 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass es sich beim Arbeitskampf im Herbst 
2009 um einen Streik handelte, der sich gegen die Umstrukturierungspläne der Re-
gierung hinsichtlich eines Staatsbetriebes und dessen Stellung in der britischen poli-
tischen Ökonomie stellte. Entsprechend äußerten sich auch Streikende, die von BBC 
News interviewt wurden (BBC News 2009b). Der Streik unterlag also einem Prozess 
der internen Politisierung. Die CWU konnte die Privatisierung der Royal Mail im Übri-
gen nicht dauerhaft verhindern – diese fand im Herbst 2013 statt. 

5.4 2010, 2014 und 2015: Londoner U-Bahn 

Die National Union of Rail, Maritime and Transport Workers (RMT) ist bekannt dafür, 
zum Mittel des Streiks oder zumindest der Streikdrohung zu greifen, um die Interes-
sen der Transportbeschäftigten zu vertreten. Generell hat sie das Image einer sozia-
listisch geprägten, kämpferischen Gewerkschaft, die durch ihr Vorgehen und die stra-
tegisch wichtige Platzierung in der Infrastruktur immer wieder Konzessionen von den 
Arbeitgebern erzwingt. Sie schreckt auch nicht davor zurück, sich politisch zu positi-
onieren. Einige AutorInnen sprechen im Zusammenhang mit der RMT von „radikal-
politischer Gewerkschaftsarbeit“ (Connolly/Darlington 2012; Gordon/Upchurch 2012, 
übers.). Die Tatsache, dass ihre Mitgliederzahl in den letzten Jahren stetig gewach-
sen ist und dass sie materielle Konzessionen gewinnen konnte, kann als Zeichen 
des Erfolgs dieser Strategie gewertet werden (vgl. ebd., S. 10f.). 

Bereits in der New Labour-Ära kam es sehr häufig zu mehrheitlich kurzen und 
räumlich beschränkten Arbeitskämpfen, die zumeist die Arbeitsbedingungen sowie 
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die Entlohnung betrafen. Zugleich positionierte sich die RMT politisch. So reagierte 
die Gewerkschaft auf den Kurs von New Labour mit einer Absenkung ihrer Zahlun-
gen an die Partei. Als sie schließlich entschied, dass ihre lokalen Unterorganisatio-
nen andere Parteien unterstützen durften, kappte die Labour die formale Verbindung 
mit der RMT (vgl. Lyddon 2007, S. 327f.; Connolly/Darlington 2012, S. 5f.; Darlington 
2012, S. 522). 

In der Konjunktur der Krise setzte die RMT sowohl ihre Streiks als auch ihre poli-
tischen Aktivitäten fort. Im Juni 2009 ereignete sich ein 48-stündiger Ausstand bei 
der Londoner U-Bahn, der sich ebenfalls um Arbeitsbedingungen und Entlohnungs-
fragen drehte (Prosser 2009). Mit der Formierung der Koalitionsregierung im Mai 
2010 begann die RMT eine wichtige politische Rolle zu spielen, die über das ge-
werkschaftliche Spektrum hinausging, weil sie die Kürzungspläne für den öffentlichen 
Sektor in aller Deutlichkeit zurückwies (Connolly/Darlington 2012, S. 5f.; Darlington 
2012, S. 522). 

Eine direkte Verknüpfung zwischen Arbeitsniederlegung und politischer Kam-
pagne stellte die RMT im Herbst 2010 her. Es kam zwischen September und No-
vember 2010 zu vier jeweils 24-stündigen Ausständen, die sich gegen die Schlie-
ßung von Fahrkartenschaltern in der Londoner U-Bahn sowie den entsprechenden 
Wegfall von Arbeitsplätzen richtete (Hall 2010). Dabei machte die RMT darauf auf-
merksam, dass die Arbeitgeberseite dem Londoner Bürgermeister Boris Johnson 
unterstand, und dieser wiederum zu Camerons konservativer Partei gehörte – 
wodurch eine Verbindung zwischen den Kürzungen bei der U-Bahn und der Kür-
zungspolitik insgesamt hergestellt wurde. Entsprechend brandmarkte der damalige 
Gewerkschaftschef Bob Crow im Oktober 2010 (S. 1, übers.) die Regierungspolitik 
als „fiskalischen Faschismus“, verwies auf Johnsons Parteizugehörigkeit und fügte 
hinzu: „Dieser Kürzungsvorstoß steht hinter dem wahnsinnigen Vorhaben von Trans-
port for London, 2.000 Arbeitsplätze zu streichen und die Ausgaben für Wartungsar-
beit zu kürzen“. 

Auch der Konflikt im Jahr 2014 drehte sich um die Frage, ob Fahrkartenschalter 
in der Londoner U-Bahn geschlossen werden sollen. Im Februar und im April kam es 
zu jeweils 48-stündigen Ausständen, die den öffentlichen Personennahverkehr in der 
britischen Hauptstadt empfindlich trafen (Hall 2014; Aglionby et al. 2014). John 
Leach (2014), ein Repräsentant der RMT London, machte in diesem Zusammenhang 
erneut auf die Verantwortung des Bürgermeisters für die Kürzungsmaßnahmen auf-
merksam. Am 08./09. Juli sowie am 06./07. August 2015 wurde ebenfalls gestreikt, 
und zwar aufgrund der Schalterschließungen sowie der Ankündigung der Arbeitge-
berseite, die U-Bahnen in Zukunft auch nachts fahren zu lassen. Auch in dieser Situ-
ation stellte die RMT eine Verbindung zwischen der Kürzungspolitik und der Situation 
bei der Londoner U-Bahn her (BBC News 2015; Khomami et al. 2015; RMT News 
2015). Es handelt sich somit auch in diesem Fall um Streiks, die einem Prozess der 
internen Politisierung unterliegen. 
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5.5 2011, 2012 und 2014: Öffentlicher Dienst 

Im März 2011 hielt der TUC eine Großdemonstration in London gegen die Kürzungs-
politik der Regierung Cameron ab, an der 250.000 bis 400.000 Menschen teilnahmen 
(Gallas/Nowak 2012, S. 78ff.). Damit positionierten sich die Gewerkschaften eindeu-
tig zum politischen Projekt der konservativ-liberalen Koalition. Im Juni desselben Jah-
res gab diese bekannt, dass es im Bereich der Renten im öffentlichen Sektor erhebli-
che Veränderungen geben würde. Vorgesehen waren eine Anhebung des Rentenal-
ters sowie Veränderungen der Berechnungsgrundlage zu Ungunsten der Beschäftig-
ten (vgl. Curtis 2011). Dieses Vorhaben ermöglichte es den Gewerkschaften, Streiks 
im gesamten öffentlichen Sektor durchzuführen, die juristisch als ‚Arbeitskampf‘ (tra-
des dispute) gewertet werden mussten und insofern im Einklang mit der herrschen-
den Rechtsprechung standen. Es bestand somit die Grundlage für legale Massen-
streiks gegen die Kürzungspolitik. Damit ließ sich der Protest in eine Streikbewegung 
überführen, die sich im Einklang mit dem Streikrecht befand – zumindest im öffentli-
chen Sektor. Das bot sich ohnehin an, weil dieser die Zielscheibe der Angriffe der 
Regierung darstellte. 

Insgesamt gab es im Rahmen der Auseinandersetzung um die Renten drei 
Streiktage: den 30. Juni 2011, den 30. November 2011 und den 10. Mai 2012, wobei 
die Mobilisierung im November am breitesten ausfiel. Die Zahl der Teilnehmer be-
wegte sich jeweils im sechs- bzw. im niedrigen siebenstelligen Bereich. Alle drei Ar-
beitsniederlegungen waren von vornherein politisch angelegt: Die Beteiligten thema-
tisierten immer auch die Kürzungspolitik und den Angriff auf den öffentlichen 
Dienst.10 

Auf die erste Welle von Massenstreiks folgte eine zweite im Jahr 2014, die zum 
Teil auf Urabstimmungen beruhte, die im Jahr 2012 abgehalten worden waren. Ne-
ben der Rentenfrage wurde auch die Entscheidung der Regierung, die Löhne von 
Beschäftigten im öffentlichen Sektor einzufrieren, Gegenstand der Auseinanderset-
zung. Der Gesamtzusammenhang war weiterhin die Kürzungspolitik der Regierung. 
Die Ausstände fanden am 10. Juli und im Oktober des fraglichen Jahres statt, wobei 
die Beteiligung wiederum im sechs- bis siebenstelligen Bereich lag. Den Schluss-
punkt bildete eine Massendemonstration in London, an der sich laut Gewerkschafts-
angaben ca. 90.000 Menschen beteiligten (BBC News 2014; Cabinet Office 2014; 
Campbell/Johnson 2014; Johnston 2014). 

Zusammengefasst flammte der Arbeitskampf im öffentlichen Sektor immer wie-
der auf und stützte sich auf die massenhafte Beteiligung unterschiedlicher Berufs-
gruppen. Gleichzeitig bestand über seine politische Ausrichtung kein Zweifel: Er stell-
te einen Protest der Beschäftigten im öffentlichen Sektor gegen die Kürzungspolitik 
dar. Insofern kann man davon sprechen, dass sich hier der Schwerpunkt der politi-
schen Streiks in der Konjunktur der Krise befand. 

 

 

                                                           
10 Vgl. Gallas/Nowak 2012, S. 80ff. für eine ausführliche Darstellung. 
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5.6 Streiks in der Konjunktur der Krise 

In der Situation der Krise hat sich der politische Kontext von Streiks deutlich verän-
dert und entsprechend auch die politische Aufladung von Streiks selbst. Insgesamt 
gibt es eine Bewegung hin zu einer internen Politisierung von Ausständen, die eine 
Reaktion auf die veränderten politischen Rahmenbedingungen darstellt. Dabei knüp-
fen BasisaktivistInnen und Gewerkschaften an die Einübung politischer Selbststän-
digkeit an, die punktuell bereits während der Hochzeit von New Labour stattfand. 

In der ersten Phase der Krise funktionierte die Erzählung New Labours, für stö-
rungsfreies Wachstum und sozialen Ausgleich gesorgt zu haben, nicht länger. Die 
Unterstützung für die Labour Party in der Bevölkerung begann zu schwinden. Das 
zeigt sich auch anhand des Konflikts bei Lindsey Oil: Im nationalistischen Framing 
dieses Streiks drückte sich die Unzufriedenheit über die Gestaltung der Arbeitsbe-
ziehungen in Großbritannien sowie die Rolle der Regierung Brown in ihr aus. Der 
Ausstand kann also auch als Protest gegen New Labour verstanden werden. 

Die Hinwendung New Labours zu einer Politik der Austerität läutete die zweite 
Phase der Krise ein, die mit der Bildung der liberalkonservativen Koalitionsregierung 
eine eindeutige Richtung bekam: Es ging nun um die Schrumpfung des öffentlichen 
Sektors. In dieser Situation begannen die betroffenen Gewerkschaften, eindeutig 
Stellung zu beziehen und zum Streik als Mittel des politischen Protests zu greifen. 
Gleichzeitig offenbarte sich anhand der defensiven und symbolischen Natur der Ar-
beitsniederlegungen (in den meisten Fällen beschränkten sie sich auf vorher festge-
legte Tage und dauerten nicht länger als 48 Stunden) eine Schwäche der organisier-
ten Arbeiterschaft. Die Gewerkschaften vermochten es letztlich nicht, die Umsetzung 
des Regierungsprogramms entscheidend zu stören. 

6 Fazit 

In Großbritannien zeigt sich tendenziell eine Verschiebung hinsichtlich der Politisie-
rungsmechanismen, die im Zuge von Streikaktivitäten wirksam werden: Unter Bedin-
gungen von Krise und Austerität weicht die externe der internen Politisierung. Die 
deutliche Veränderung im politischen Kontext geht demnach mit einer Neuorientie-
rung gewerkschaftlicher Aktivitäten einher. Die Gewerkschaften treten offener als 
politische Akteure auf und wählen dazu das Mittel des Streiks. Damit positionieren 
sie sich in Gegnerschaft zur Regierung Cameron. Insgesamt wird von Seiten der 
Gewerkschaften das Bemühen deutlich, eine politische Stimme zu finden. Allerdings 
handeln sie mit einer gewissen Zaghaftigkeit. Das zeigt sich daran, dass die Protest-
streiks zumeist sehr kurz ausfallen und symbolischer Natur sind. 

Die Verschiebung hin zur internen Politisierung stellt meines Erachtens tatsäch-
lich eine veränderte Qualität von Streiks dar. So erklärt sich, warum die Regierung 
trotz geringer Veränderungen in der Streikhäufigkeit und -intensität eine gesellschaft-
liche Diskussion zum Thema ‚Störfaktor Streik‘ befördert und damit eine gewisse Re-
sonanz findet. Das bedeutet auch, dass die Gewerkschaften Interventionen vorneh-
men, die insofern wirkungsvoll sind, als sich ihr Adressat zu einer Reaktion genötigt 
fühlt. 
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Mit dieser Verschiebung wird die traditionelle Arbeitsteilung zwischen Labour 
Party und Gewerkschaften brüchig. Man kann bereits das politische Projekt New La-
bours als Abnabelungsversuch der Partei von den Gewerkschaften sehen (vgl. How-
ell 2005, S. 174). Umgekehrt ist das eigenständige politische Agieren der Gewerk-
schaften in der Konjunktur der Krise auch als Distanzierung von der neoliberal ge-
wendeten Labour Party zu sehen. 

Wenn die Gewerkschaften in Großbritannien inzwischen in einem direkteren Sinn 
eine politische Rolle spielen, gibt es dafür meines Erachtens zwei ineinandergreifen-
de Erklärungen, die auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt sind: Erstens bedeutet 
die Neubestimmung des Verhältnisses zwischen Labour Party und Gewerkschaften, 
dass eine Repräsentationslücke auf der politischen Bühne entstanden ist. Diese hielt 
auch die Parteiführung unter Miliband offen, da sie sich nicht zu einer nachdrückli-
chen Opposition gegen die Kürzungspolitik durchringen konnte. Und zweitens bedeu-
tet Camerons Kürzungspolitik, dass die Beschäftigten im öffentlichen Sektor direkt 
von der Regierung angegriffen werden. Somit ist es nahezu unmöglich, eine Antwort 
auf die Angriffe zu geben, die nicht politisch aufgeladen ist. 

Camerons Wahlsieg im Mai 2015 wird im konservativen Lager vorherrschend als 
Bestätigung seines Kurses interpretiert; die Kürzungsmaßnahmen gehen weiter und 
werden mit unveränderter Härte durchgesetzt. In diesem Zusammenhang steht auch 
die geplante Verschärfung des Streikrechts, welche sich als Angriff auf die politische 
Opposition gegen die Kürzungspolitik verstehen lässt. Gleichzeitig hat sich mit der 
Wahl Jeremy Corbyns zum Parteivorsitzenden die politische Linie der Labour Party 
verschoben. Gewählt wurde ein Kandidat, der sich klar gegenüber der Kürzungspoli-
tik positioniert hat. Der Erfolg Corbyns – der von den beiden größten britischen Ge-
werkschaften UNISON und Unite sowie von der CWU unterstützt wurde – kann inso-
fern auch als Erfolg der organisierten Arbeiterschaft in Großbritannien gesehen wer-
den. Gleichzeitig könnte er aber auch zur Folge haben, dass die Arbeitsteilung zwi-
schen Labour Party und Gewerkschaften erneuert und die politische Stimme der 
Gewerkschaften leiser wird. Ein solches Szenario stellt insofern eine Gefahr für die 
organisierte Arbeiterschaft dar, als eine spürbare Abwehr der Verschärfung des 
Streikrechts ohne wirkungsvolle politische Interventionen von Gewerkschaftsseite 
nicht denkbar ist. 
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